
BUNDESGERICHTSHOF

VJ£Iw_8/69 BESCHLUSS

in der Iandv/irtochafts sache

■betreffend Feststellung der Nichtigkeit der Bescheide 
der Land- und ForstYrirtochaftskairmier in
hej^HI^B (BBistr.) als Genehmigungsbehördo nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz vom 12» April 1962 und 
19. April 1962 (LFK 11/20 - 11/23 - 302/62)

2j9^iligte;
1. Ehefrau Maria Z
\immmm, hoi

geh. MI m
tstraße

Antragstellerin und Reehtsbeschwerde- ftihrerin,
im Rechtsbeschvrerdevorfahren vertreten durchs Rechtsanwalt Br. S V H H I  in NIStraße M  -

2. Land- und For3twi rts chaf tskamme r in
(MflB), LBBstraße JR,
Antragsgegnerin und Rechtsbeschwerde­gegnerin,
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat als 
Senat für LandwirtschaftsSachen in der Sitzung vom 
8, Mai 1969 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Dr. Augustin, der Bundesrichter Dr. Rothe und Dr. Grell 
und der landwirtschaftlichen Beisitzer Lechler und Komp

beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß 
des 13. Zivilsenats in Darmstadt des Oberlandes 
gerichts Frankfurt (Main) als Beschwerdegericht 
in Landwirt3chaftsSachen vom 19. November 1968 
wird auf Kosten der Beteiligten zu 1 (Antrag­
stellerin) als unzulässig verworfen.

Außergerichtliche Kosten des Rechtsbe­
schwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

Der Geschäftswert wird für das Rechtsbe­
schwerdeverfahren auf 3 000 DM festgesetzt.

G r ü n d e  :

Durch Vertrag vom 19. September 1961 (Urkundenrolle 
Nr. 84/1961 des Notars Dr. HeflB in W i H I H B )  verkaufte 
die Beteiligte zu 1 drei in der Gemarkung L a f l M H H I  
gelegene Ackergrundstücke von insgesamt 11 787 qm zum 
Preise von 11 000 DM an die Gastwirtseheleute Krämer.
Im Rahmen des anschließenden Genehmigungsverfahrens nach 
den Grundstückverkehrsgesetz erklärte die NJ



Siedlungsgesellschaft in P J H H m  als zuständige ge­
meinnütziges Siedlungsunternehmen unter dem 11. April 
1962, daß sie das Vorkaufsrecht nach §§ 4, 6 des Reichs- 
siedlungsgesetzes (RSG) ausübe; sie richtete diese Er­
klärung unmittelbar an die als Genehmigungsbehörde 
tätige Außenstelle der Beteiligten zu 2, die Land- und 
Porstwirtschaftskammer in H e f l l B i .
Die Genehmigungsbehörde teilte durch Bescheid vom 
12. April 1962 den Kaufvertragspartnern die Ausübung 
des Voikaufsrochts mit und eröffnete ihnen, damit sei 
die ! ! ■ ■ ■  Siedlungsgesellschaft in den Kaufver­
trag eingetreten; eine Veräußerung der Grundstücke an 
die Eheleute KflHB würde eine ungesunde Verteilung von 
landwirtschaftlichem Grund und Boden bedeuten. Mit wei­
terem Bescheid vom 19. April 1962 erteilte die Geneh­
migungsbehörde den Vertragsbeteiligten nachträglich 
eine Rechtsmittelbelehrung. Gegen diese Bescheide stell­
ten die Käufer und die Beteiligte zu 1, vertreten durch 
den beurkundenden Notar, Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung. Durch Beschluß vom 16, August 1962 versagte 
das Landwirtschaftsgericht die Genehmigung des Kaufver­
trags "mit der Yfirkung, daß das Vorkaufsrecht der 
Nassauischen Siedlungsgesellschaft .... bestehen bleibt”. 
Die sofortige Beschwerde der Käufer gegen diese Ent­
scheidung wurde vom Oberlandesgericht am 22. Juli 1963 
zurückgewiesen; dieser Beschluß ist rechtskräftig.

In dem jetzigen, seit Mai 1967 anhängigen Ver­
fahren möchte die Beteiligte zu 1 festgestellt wissen, 
daß die beiden Bescheide der Genehmigungsbehörde vom 
12. und 19. April 1962 nichtig seien. Sie hat ihren 
Peotstollungsantrag zunächst im Wege einer gegen die Be­
teiligte zu 2 gerichteten Klage bei dem Verwaltungsge­
richt geltend gemacht und verfolgt ihn, nachdem dieses
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Gericht durch Urteil vom 8. November 1967 den Verwal­
tung ör echte v/eg für unzulässig erklärt und die Sache 
an das Amtsgericht L a f l H H H B  als Gericht für Landwirt­
schaftssachen verwiesen hat, nunmehr vor den Landwirt­
schaf tsgerichten weiter. Zur Begründung trägt die Antrag­
stellerin vor, durch Einsichtnahme in die Akten des 
früheren Verfahrens habe sie erst jetzt erfahren, daß 
die N• ■ ■ ■  Siedlungsgesellschaft die seinerzeitige 
Erklärung über die Ausübung des Vorkaufsrechts nicht, 
wie § 6 Abs. 1 Satz 2 RSG dies vorschreibe, über die 
Siedlungsbehördo, nämlich das Kulturamt, geleitet habe, 
sondern daß die Ausübungserklärung unmittelbar an die 
Genehmigungsbehörde gegangen sei. In der Übergehung der 
zuständigen Siedlungsbehörde erblickt die Antragstellerin 
einen schwerwiegenden Verfahrensverstoß; dieser hat nach 
ihrer Ansicht die Nichtigkeit des Verwaltungsaktes, der 
in der Mitteilung der Vorkaufsrechtsausübung an die Ver­
tragspartner gelegen habe, zur Folge gehabt. In dem 
früheren Verfahren seien ihr etwa 450 bis 500 DM Unkosten 
entstanden, die ihr von keiner Seite hätten erstattet 
werden können; da sie durch den Vorkauf um diese Kosten 
benachteiligt sei, habe sie ein berechtigtes Interesse 
an der begehrten Feststellung.

Das Amtsgericht (Landwirtschaftsgericht) hat den 
Antrag als unzulässig zurückgewiesen und die Antrag- 
stellcrin für verpflichtet erklärt, die Kosten des Ver­
fahrens sowie die notwendigen Auslagen der Antragsgegnerin 
nach einem Geschäftswert von 500 DM zu tragen. Hiergegen 
ist von der Antragstellern sofortige Beschwerde eingelegt 
worden. Das Oberlandesgericht bat durch den jetzt ange­
fochtenen Beschluß dieses Rechtsmittel auf Kosten der 
Antragstellerin zurückgewiesen; den Geschäftswert hat es
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für beide Instanzen, unter Abänderung der amtsgericht- 
liehen Wertfestsetzung, auf 11 000 DM festgesetzt.

Mit ihrer Rechtsbeschwerde erstrebt die Antrag­
stellerin die Aufhebung der bisher ergangenen Entschei­
dungen, sowie die Feststellung, daß der Verwaltungsakt 
der Genehmigungsbehörde nichtig sei und sie, die An­
tragstellerin, nicht binde; ferner soll das frühere Ver­
fahren wiedaraufgenommen und über das eine der seiner­
zeit verkauften 3 Grundstücke - nämlich Flur 29 "Acker­
land auf der Benn", Größe 2616 qm - erneut entschieden 
werden unter Berücksichtigung der geltend gemachten Mängel; 
schließlich bittet die Antragstellerin um Festsetzung 
des Geschäftswerts auf 500 oder 2 600 DM,

II.

Gegen oberlandosgerichtliche Beschlüsse in der 
Hauptsache findet die Rechtsbeschwerde an den Bundes­
gerichtshof nur statt, wenn eine der in § 24 Abs. 1 und 
2 LwVG aufgezählten Voraussetzungen erfüllt ist. Danach 
muß entweder die Rechtsbeschwerde vom Oberlandesgericht 
zugelassen worden sein (Abs. 1) oder der anzufechtende 
Beschluß muß auf einer Abweichung von bestimmten, im Ge­
setz näher beschriebenen Vorentscheidungen beruhen (Abs. 2 
Nr. l) oder es muß sich um die Unzulässigkeit der - zuvor 
bei dem Obci'landesgoricht eingelegten - Beschwerde han­
deln (Abo. 2 Nr. 2).

1, Keine dieser drei Voraussetzungen ist hier ge­
geben.
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a) Das Oberlandesgericht hat die Rechtsbeschwerde 
nicht 2u^classen. Zwar wird in der dem angefochtenen 
Beschluß gemäß § 21 Abs. 2 Satz 2 LwVG beigefügten Rechts­
mittelbelehrung darauf hingewiesen, daß gegen diese Ent­
scheidung unter den Voraussetzungen und nach Maßgabe der 
§§ 24- ff LwVG die Rechtsboschwerde zulässig sei. Aber
ein solcher Hinweis stellt keine Zulassung im Sinne von 
§ 24 Abs. 1 LwVG dar (OGHZ 2, 55, 56); das ergibt sich 
im vorliegenden Fall bereits aus dem Wortlaut der Beleh­
rung, wonach eine Besehwerdezulässigkeit nur im Rahmen 
der einschlägigen Gesetzesvorschriften bestehen soll.

b) Daß das Oberlandesgericht, als es die sofortige 
Beschwerde gegen den amtsgerichtlichen Beschluß zurück- 
wies, von einer nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG maßgeblichen 
Vorentscheidung abgewichen wäre, hat die Antragstellerin 
weder behauptet, noch hat sie, wie die angeführte Ge­
setzesbestimmung es vorschreibt, in ihrer Beschwerdebe­
gründung die etwa in Betracht kommende Vorentscheidung 
bezeichnet.

c) Es handelt sich hier nicht um die Unzulässigkeit 
£§31-?££chwprde nach Maßgabe von § 24 Abs. 2 Nr. 2 LwVG.
Das wäre nur dann der Fall, wenn das Oberlandesgericht 
als Beschwordegcricht nach Auffassung der Antragstellerin 
deren sofortige Beschwerde zu Unrecht entweder als unzu­
lässig oder als zulässig angesehen hätte (Barnstedt, LwVG 
2. Aufl. § 24 Anm. 14, VI A). Als unzulässig hat es die 
sofortige Beschwerde keineswegs angesehen, es bezeichnet 
sie vielmehr ausdrücklich als nach § 22 LwVG statthaft 
sowie frist- und formgerecht eingelegt. Daß das Oberlan- 
desgcricht, wenn es somit von der Zulässigkeit der so­
fortigen Beschwerde ausging, sich in einem Rechtsirrtum



■befunden habe und das Rechtsmittel in Wirklichkeit 
nicht zulässig gewesen sei, macht auch die Rechtsbe­
schwerde nicht geltend; sie vertritt den gegenteiligen 
Standpunkt, nämlich daß die Antragstellerin bereits den 
amtsgerichtlichen Beschluß (nicht nur begründetermaßen, 
sondern auch) zulässigerweise angefochten habe» Die Un­
zulässigkeit der sofortigen Beschwerde ist daher nicht 
im Streit. Allerdings hatte das Amtsgericht den Antrag, 
die Nichtigkeit der früheren Bescheide vom 12. und 19. Apri! 
1962 festzustollen, als unzulässig zurückgewiesen, und 
seine Auffassung, daß insoweit Unzulässigkeit vorliege, 
hat die Billigung des Oberlandesgerichts gefunden. Das 
mußte jedoch zur Zurückweisung der sofortigen Beschwerde we­
gen mangelnder Begründetheit führen. Auf einen derartigen 
Pall, in dem die Zulässigkeit eines Antrags auf gericht­
liche Entscheidung in Präge steht, ist § 24 Abs. 2 Nr. 2 
LwVGr weder unmittelbar noch entsprechend anwendbar 
(Pritsch, Kommentar zum LwVG § 24 Anm. Ill c alpha 1,
S. 529; vgl. Beschluß des Senats vom 15« Mai 1965, V BLw 
10/65, DM LwVG § 24 Nr. 28),

d) Ob die vorliegende Rechtssache, wie die Antrag­
stellerin in ihrer Beschwerdebegründung vorträgt, grund­
sätzliche Bedeutung hat,.kann dahinstchen, da es darauf 
für die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde nicht ankonunt.
Die Frage der grundsätzlichen Bedeutung spielt lediglich 
gemäß § 24 Abs. 1 Satz 2 LwVG eine Rolle für die Ent­
scheidung des Oberlandesgerichts, ob es die Rechtsbe­
schwerde zulassen will oder nicht.

2. Da die Rechtsbeschwerde nicht statthaft ist, 
kann weder auf ihre verfahrensrechtlichen Einwendungen 
eingegangen noch der angefochtene Beschluß in sachlicher
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Hinsicht nachgeprüft werden. Das Rechtsmittel ist viel­
mehr als unzulässig zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 41 Satz 2, 
44, 45 Lv/VG.

III.

Bei der Festsetzung des Geschäftswerts (§34 
Abs. 2 Lv/VCr) sind nicht die §§ 37, 36 Abs. 1 Lv/VG, § 39 
KostO zugrunde zu legen. Denn im vorliegenden Verfahren 
werden - anders als in dem früheren von 1962/63 - keine 
Einwendungen gegen das siedlungsrechtliche Vorkaufs­
recht nach § 10 RSG erhoben; die Antragstellerin möchte 
lediglich fostgostellt wissen, daß die Bescheide der 
Genehmigungobehörde vom 12. und 19. April 1962 nichtig 
seien. Maßgebend für die Wertfestsetzung sind daher 
gemäß § 33 Lv/VG die Vorschriften des § 30 KostO, d.h„ 
der Geschüftswert ist nach freiem Ermessen zu bestimmen. 
Die Antragsteller^ erstrebt mit dem Feststellungs­
begehren zwar in erster Linie ihre Befreiung von den 
Kosten des früheren Verfahrens, deren Höhe sie mit 
450 bis 500 DM angegeben hat. Aus der Rechtsbeschwerde- 
schrift ergibt sich jedoch, daß ihr Interesse höher 
ist, weil danach eine erneute Entscheidung hinsichtlich 
des einen der drei verkauften Grundstücke herbeigeführt 
v/erden soll. In Ermangelung genügender tatsächlicher 
Anhaltspunkte kommt gemäß § 30 Abs. 2 KostO der Regel-



wert von 3 000 EM in Betracht. In dieser Höhe ist 
deshalb der Geschäftsv/ert für die Rechtsbeschwerde- 
instanz festzusetzen.

Dr. Augustin Rothe Br. Grell
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